
Stand 20. Juni 2024

Satzung der Enapter AG

1,
Allgemeine Bestimmungen

Firma, Sitz und Geschäftsjahr

1) Die Firma der Gesellschaft lautet: Enapter AG

2) Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Düsseldorf.

3) Das Geschäftsjahr der Gesellschaft ist das Kalenderjahr.

Gegenstand des Unternehmens

1) Gegenstand des Unternehmens ist die Beteiligung an und der Betrieb
von Unternehmen im Bereich (i) Forschung und Entwicklung im
Bereich von und um Wasserstoffsystemen mit Schwerpunkt
Elektrolyse, (ii) Projektmanagement in Renewable Energy Systems
und Smart-Grid Technology, (iii) Softwareentwicklung für Smart Grid,
Smart Energy und Industrie 4.0 und Internet of Things (loT) sowie (iv)
Herstellung und Produktion von, die Konzeption von, die Planung von,
der Handel mit sowie der Weitervertrieb von Elektrolyseuren und
ähnlichen Produkten sowie damit zusammenhängender Software und
Steuersysteme.

Ferner ist Gegenstand des Unternehmens die Beteiligung an anderen
Unternehmen und die Verwaltung eigenen Vermögens.

(2) Die Gesellschaft ist berechtigt, alle Geschäfte durchzuführen und alle
Maßnahmen zu treffen, die dem vorstehenden
Unternehmensgegenstand unmittelbar oder mittelbar dienlich oder
förderlich sind, insbesondere Unternehmen jeder Art zu errichten, zu
erwerben oder zu pachten oder sich an solchen in jeder sonstigen
Form zu beteiligen sowie Zweigniederlassungen zu gründen.

§3
Bekanntmachungen und Informationen

1) Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen ausschließlich im
elektronischen Bundesanzeiger, sofern das Gesetz nicht
zwingend etwas anderes bestimmt.
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2) Informationen an die Aktionäre sowie an die Inhaber von mit Aktien
vergleichbaren Anlagewerten und Zertifikaten, die Aktien vertreten,
können unter den gesetzlichen Voraussetzungen auch im Wege der
Datenfernübertragung übermittelt werden.

3) Der Anspruch der Aktionäre aus §§ 125 Abs. 2, 128 Abs. 1 AktG auf
Übermittlung von Mitteilungen nach § 125 Abs. 1 AktG ist auf die Übermittlung
im Wege elektronischer Kommunikation beschränkt, Der Vorstand bleibt
dessen ungeachtet berechtigt, ist aber nicht verpflichtet, auch andere Formen
der Übermittlung zu nutzen, soweit der jeweilige Aktionär dies verlangt oder
hierzu sonst zugestimmt hat und gesetzliche Bestimmungen nicht
entgegenstehen.

II.
Grundkapital und Aktien

§4
Höhe und Einteilung des

Grundkapitals

1) Das Grundkapital der Gesellschaft EUR 27.195.000,00 (in Worten: Euro
siebenundzwanzig Millionen einhundertfünfundneunzigtausend).

2) Es ist eingeteilt in 27,195.000 auf den Inhaber lautende Stückaktien .

3) Die Form der Aktienurkunden und der Gewinnanteil und Erneuerungsscheine
bestimmt der Vorstand. Über mehrere Aktien eines Aktionärs kann eine
Urkunde ausgestellt werden. Der Anspruch des Aktionärs auf Verbriefung
seines Anteils ist ausgeschlossen.

4) Bei einer Kapitalerhöhung kann die Gewinnbeteiligung neuer Aktien
abweichend von § 60 AktG bestimmt werden.

5) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der
Gesellschaft in der Zeit bis zum 19.Juni 2029 um insgesamt bis zu
EUR 13.597.500,00 durch ein- oder mehrmalige Ausgabe von bis zu 13.597.500
Stück neuer Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen
(Genehmigtes Kapital 2024). Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht
zu.

Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das
Bezugsrecht der Aktionäre ganz oder teilweise auszuschließen. Der Ausschluss des
Bezugsrechts ist dabei nur in folgenden Fällen zulässig:
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(i) bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn Aktien der Gesellschaft an der
Börse gehandelt werden (regulierter Markt oder Freiverkehr bzw. die Nachfolger
dieser Segmente), die ausgegebenen Aktien 20 % des Grundkapitals nicht
übersteigen und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der
bereits an der Börse gehandelten Aktien der Gesellschaft gleicher Gattung und
Ausstattung zum Zeitpunkt der Festlegung des Ausgabepreises nicht wesentlich
im Sinne der §§ 203 Abs.1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet und
alle eventuellen weiteren Voraussetzungen von §186 Abs. 3 Satz 4 AktG
gewahrt sind. Auf den Betrag von 20 % des Grundkapitals ist der Betrag
anzurechnen, der auf Aktien entfällt, die während der Laufzeit dieser
Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung aufgrund anderer
entsprechender Ermächtigungen unter Ausschluss des Bezugsrechts in
unmittelbarer oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG
ausgegeben beziehungsweise veräußert werden, soweit eine derartige
Anrechnung gesetzlich geboten ist. Im Sinne dieser Ermächtigung gilt als
Ausgabebetrag bei Übernahme der neuen Aktien durch einen Emissionsmittler
unter gleichzeitiger Verpflichtung des Emissionsmittlers, die neuen Aktien einem
oder mehreren von der Gesellschaft bestimmten Dritten zum Erwerb
anzubieten, der Betrag, der von dem oder den Dritten zu zahlen ist;

(ii) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere zum Erwerb von
Unternehmen, Unternehmensteilen und Beteiligungen an Unternehmen,
gewerblichen Schutzrechten, wie Z.B. Patenten, Marken oder hierauf gerichtete
Lizenzen, oder sonstigen Produktrechten oder sonstigen Sacheinlagen, auch
Schuldverschreibungen, Wandelschuldverschreibungen und sonstigen
Finanzinstrumenten;

(iii) soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigem der von der
Gesellschaft oder ihren Konzerngesellschaften ausgegebenen Schuldverschrei-
bungen mit Options- oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten ein Bezugsrecht
auf neue Aktien in dem Umfang einzuräumen, wie es ihnen nach Ausübung
ihres Options- oder Wandlungsrechts bzw. nach Erfüllung einer Options- bzw.
Wandlungspflicht zustünde;

(iv) für Spitzenbeträge, die infolge des Bezugsverhältnisses entstehen; oder

(v) in sonstigen Fällen, in denen ein Bezugsrechtsausschluss im wohlverstandenen
Interesse der Gesellschaft liegt.

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt
der Aktienrechte und die sonstigen Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer
Durchführung festzulegen.
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Der Vorstand ist ermächtigt zu bestimmen, dass die neuen Aktien gemäß §186
Abs. 5 AktG von einem Kreditinstitut, einem Wertpapierinstitut oder einem nach § 53
Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes über das Kredit-
wesen tätigen Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen werden sollen, sie
den Aktionären zum Bezug anzubieten.

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem
jeweiligen Umfang der Grundkapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2024
abzuändern.

6) Das Grundkapital ist um bis zu EUR 13.597.500,00 durch Ausgabe von bis zu
13.597.500 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien mit Gewinnberechtigung
ab Beginn des letzten Geschäftsjahrs, für das noch kein
Gewinnverwendungsbeschluss gefasst wurde, bedingt erhöht (Bedingtes Kapital
WSV 2024). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Bedienung von
Schuldverschreibungen, die aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses der
Hauptversammlung vom 20. Juni 2024 unter Tagesordnungspunkt 8 ausgegeben
werden. Dabei wird die bedingte Kapitalerhöhung nur insoweit durchgeführt, wie

(i) die Inhaber von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen und/oder von
Genussrechten mit Umtausch- oder Bezugsrechten, die von der Gesellschaft
oder ihr nachgeordneten Konzernunternehmen aufgrund des in der
Hauptversammlung vom 20. Juni 2024 gefassten Ermächtigungsbeschlusses
bis zum 19. Juni 2029 ausgegeben wurden, von ihrem Umtausch- oder
Bezugsrecht Gebrauch machen und die Gesellschaft sich entschließt, die
Umtausch- bzw. Bezugsrechte aus diesem Bedingten Kapital WSV 2024 zu
bedienen, oder

(ii) die zur Wandlung verpflichteten Inhaber von Wandel- und/oder
Optionsschuldverschreibungen und/oder von Genussrechten mit Umtausch-
oder Bezugsrechten, die von der Gesellschaft oder ihren nachgeordneten
Konzernunternehmen aufgrund des in der Hauptversammlung vom 20. Juni
2024 gefassten Ermächtigungsbeschlusses bis zum 19. Juni 2029 ausgegeben
wurden, ihre Pflicht zum Umtausch erfüllen und die Gesellschaft sich

entschließt, die Umtausch- bzw. Bezugsrechte aus diesem Bedingten Kapital
WSV 2024 zu bedienen.

Die Ausgabe der Aktien erfolgt gemäß den Vorgaben des Ermächtigungsbeschlusses
der Hauptversammlung vom 20. Juni 2024 unter Tagesordnungspunkt 8, d.h.
insbesondere zu mindestens 80 % des durchschnittlichen Börsenkurses der Aktie der
Gesellschaft an den letzten zehn Börsenhandelstagen vor der Beschlussfassung des
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Vorstands über die Ausgabe der Schuldverschreibungen in der Eröffnungsauktion im
XETRA®-Handel an der Frankfurter Wertpapierbörse (oder einem von der Deutschen
Börse AG bestimmten Nachfolgesystem) oder, sofern ein XETRA®-Handel in Aktien
der Gesellschaft nicht stattfindet, derjenigen Börse, an der in diesen zehn
Börsenhandelstagen die meisten Aktien (Anzahl) der Gesellschaft in Summe
gehandelt wurden, vor der Beschlussfassung des Vorstands über die Ausgabe der
jeweiligen Schuldverschreibungen unter Berücksichtigung von Anpassungen gemäß
der im Beschluss der vorgenannten Hauptversammlung bestimmten
Verwässerungsschutzregeln.

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem
jeweiligen Umfang der Grundkapitalerhöhung aus dem Bedingten Kapital WSV 2024
abzuändern.

7) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um EUR 2.310.130,00 durch Ausgabe von
bis zu 2.310.130 auf den Inhaber lautenden nennbetragslosen Stückaktien bedingt
erhöht (Bedingtes Kapital AOP 2021). Die bedingte Kapitalerhöhung dient
ausschließlich der Erfüllung von Optionen, die aufgrund der Ermächtigung der
ordentlichen Hauptversammlung vom 6. Mai 2021 gemäß Tagesordnungspunkt 5
lit. a) mit den Anpassungen gemäß dem Beschluss der ordentlichen
Hauptversammlung vom 6. Juli 2023 gemäß Tagesordnungspunkt 5 lit. a) gewährt
werden. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die
Inhaber der ausgegebenen Optionen von ihrem Recht zum Bezug von Aktien der
Gesellschaft Gebrauch machen. Die Ausgabe der Aktien erfolgt jeweils zu dem
Ausgabebetrag, der in der ordentlichen Hauptversammlung vom 6. Juli 2023
gemäß Tagesordnungspunkt 5 lit. a) als angepassterAusübungspreis festgelegt
worden ist; § 9 Abs. 1 AktG bleibt unberührt. Die neuen Aktien sind für jedes
Geschäftsjahr gewinnberechtigt, für das die ordentliche Hauptversammlung zum
Zeitpunkt der Ausgabe der Aktien noch nicht über die Gewinnverwendung
beschlossen hat. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats
die weiteren Einzelheiten der bedingten Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung
festzulegen.
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III.
Der Vorstand

§5
Zusammensetzung und

Geschäftsordnung

1) Der Vorstand besteht aus einem oder mehreren Mitgliedern. Auch bei einem
Grundkapital von mehr als drei Millionen Euro kann der Vorstand aus einer
Person bestehen. Der Aufsichtsrat kann einen Vorsitzenden des Vorstands
sowie einen stellvertretenden Vorsitzenden des Vorstands ernennen. Es
können stellvertretende Vorstandsmitglieder bestellt werden .

2) Falls nicht der Aufsichtsrat eine Geschäftsordnung erlässt, gibt sich der
Vorstand durch einstimmigen Beschluss aller Vorstandsmitglieder eine
Geschäftsordnung, die der Zustimmung des Aufsichtsrates bedarf.

3) Der Aufsichtsrat kann einzelnen Vorstandsmitgliedern Befreiung von den
Beschränkungen des§ 181 BGB erteilen, soweit die Vorschrift des§ 112 AktG
nicht entgegensteht, sowie die Befreiung von den Beschränkungen des§ 181
BGB jederzeit widerrufen.

4) Die Hauptversammlung kann nach Entscheidung des Vorstands
auszugsweise oder vollständig in Bild und Ton übertragen werden. Die
Übertragung kann auch in einer Form erfolgen, zu der die Öffentlichkeit
Zugang hat.

§6
Geschäftsführung, Vertretung

Ist nur ein Vorstandsmitglied bestellt, so vertritt dieses die Gesellschaft allein.
Besteht der Vorstand aus mehreren Personen, so wird die Gesellschaft
gesetzlich vertreten durch ein Mitglied des Vorstandes, wenn ihm der
Aufsichtsrat die Befugnis zur Alleinvertretung erteilt hat. Im Übrigen wird die
Gesellschaft durch zwei Mitglieder des Vorstandes oder durch ein Mitglied des
Vorstandes in Gemeinschaft mit einem Prokuristen vertreten. Der Aufsichtsrat
kann einzelnen Vorstandsmitgliedern generell oder für den Einzelfall die
Befugnis erteilen, die Gesellschaft bei der Vornahme von Rechtsgeschäften
mit sich als Vertreter eines Dritten uneingeschränkt zu vertreten.
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IV.
Der Aufsichtsrat

§7
Zusammensetzung, Amtsdauer,

Amtsniederlegung

1) Der Aufsichtsrat besteht aus vier Mitgliedern. Der Aufsichtsrat wird von der
Hauptversammlung gewählt. Der Beschluss bedarf der einfachen Mehrheit der
abgegebenen Stimmen.

2) Die Aufsichtsratsmitglieder werden für die Zeit bis zur Beendigung der
Hauptversammlung gewählt, die über die Entlastung für das vierte
Geschäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit beschließt. Das Geschäftsjahr, in
dem die Amtszeit beginnt, wird nicht mitgerechnet. Die Hauptversammlung
kann für die Mitglieder der Aktionäre bei der Wahl eine kürzere Amtszeit
bestimmen.

3) Mit der Bestellung eines Aufsichtsratsmitgliedes kann gleichzeitig ein
Ersatzmitglied bestellt werden, das Mitglied des Aufsichtsrates wird, wenn das
Aufsichtsratsmitglied der Anteilseigner vor Ablauf seiner Amtszeit ausscheidet,
ohne dass ein Nachfolger bestellt ist. Wird ein Aufsichtsratsmitglied anstelle
eines ausscheidenden Mitglieds gewählt, so besteht sein Amt für den Rest der
Amtsdauer des ausscheidenden Mitglieds. Tritt ein Ersatzmitglied an die Stelle
des Ausgeschiedenen, so erlischt sein Amt, falls in der nächsten oder
übernächsten Hauptversammlung nach Eintritt des Ersatzfalls eine Neuwahl für
den Ausgeschiedenen stattfindet, mit Beendigung dieser Hauptversammlung,
andernfalls mit Ablauf der restlichen Amtszeit des Ausgeschiedenen. Soll die
Nachwahl für ein vorzeitig ausgeschiedenes Mitglied des Aufsichtsrates das
Ausscheiden eines nachgerückten Ersatzmitgliedes bewirken, bedarf der
Beschluss über die Nachwahl der einfachen Mehrheit der abgegebenen
Stimmen.

4) Die Mitglieder und die Ersatzmitglieder des Aufsichtsrates können ihr Amt durch
eine an den Vorsitzenden des Aufsichtsrates oder an den Vorstand zu
richtende schriftliche Erklärung unter Einhaltung einer Frist von sechs Wochen
niederlegen. Der Einhaltung der Frist bedarf es nicht, wenn ein wichtiger Grund
für die Amtsniederlegung vorliegt.

Vorsitzender und Stellvertreter

1) Der Aufsichtsrat wählt im Anschluss an die Hauptversammlung, in der die
Aufsichtsratsmitglieder der Aktionäre gewählt worden sind, in einer ohne
besondere Einberufung stattfindenden Sitzung aus seiner Mitte einen
Vorsitzenden und einen Stellvertreter. Die Amtszeit des Vorsitzenden und des
Stellvertreters entspricht, soweit bei der Wahl nicht eine kürzere Amtszeit
bestimmt wird, ihrer Amtszeit als Mitglied des Aufsichtsrates.
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2) Scheidet der Vorsitzende oder sein Stellvertreter vor Ablauf der Amtszeit aus
seinem Amt aus, so hat der Aufsichtsrat eine Neuwahl für die restliche Amtszeit
des Ausgeschiedenen vorzunehmen.

§9
Einberufung und Beschlussfassung

1) Die Sitzungen des Aufsichtsrates werden durch den Vorsitzenden mit einer
Frist von vierzehn Tagen schriftlich einberufen. Bei der Berechnung der Frist
werden der Tag der Absendung der Einladung und der Tag der Sitzung nicht
mitgerechnet, In dringenden Fällen kann der Vorsitzende die Frist verkürzen
und mündlich, fernmündlich, fernschriftlich, per Telefax oder telegrafisch
einberufen.

2) Außerhalb von Sitzungen sind Beschlussfassungen durch schriftliche,
telegrafische, fernmündliche, fernschriftliche oder per Telefax übermittelte
Stimmabgaben zulässig, wenn sich alle Mitglieder mit der vom Vorsitzenden
vorgeschlagenen Art der Abstimmung einverstanden erklären oder sich an ihr
beteiligen.

3) Den Vorsitz in der Aufsichtsratssitzung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrates
oder sein Stellvertreter.

4) Der Vorsitzende ist ermächtigt, im Namen des Aufsichtsrates die zur
Durchführung der Beschlüsse des Aufsichtsrates erforderlichen
Willenserklärungen abzugeben.

5) Die Beschlüsse bedürfen der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen,
Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden oder, falls der
Vorsitzende sich enthält, die Stimme des Stellvertreters den Ausschlag.

§10
Geschäftsordnung und Änderung der Satzung

1) Im Rame der zwingenden gesetzlichen Vorschriften und der Bestimmungen
dieser Satzung kann sich der Aufsichtsrat eine Geschäftsordnung geben.

2) Der Aufsichtsrat kann festlegen, ab welcher betragsmäßigen Höhe
Investitionen bzw. Kreditaufnahmen seiner Zustimmung unterliegen.

Der Aufsichtsrat kann auch andere Geschäfte bestimmen, die seiner Zustimmung
bedürfen.

3) Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, Änderungen der Satzung zu beschließen, die
nur die Fassung betreffen.
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4) Der Vorsitzende - oder im Fall seiner Verhinderung der stellvertretende
Vorsitzende - ist ermächtigt, im Namen des Aufsichtsrats die zur Durchführung
der Beschlüsse des Aufsichtsrats erforderlichen Willenserklärungen
abzugeben. Nur der Vorsitzende - oder im Fall seiner Verhinderung sein
Stellvertreter - ist befugt, Erklärungen für den Aufsichtsrat abzugeben,

§11
Vertraulichkeit

1) Die Mitglieder des Aufsichtsrats haben über vertrauliche Angaben und
Geheimnisse der Gesellschaft, namentlich Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse,
die ihnen durch ihre Tätigkeit im Aufsichtsrat bekannt geworden sind,
Stillschweigen zu bewahren. Diese Verpflichtung gilt auch nach dem
Ausscheiden aus dem Amt.

2) Beabsichtigt ein Mitglied des Aufsichtsrats, Dritten Informationen über Inhalt
oder Verlauf einer Aufsichtsratssitzung oder einer sonstigen Beschlussfassung
des Aufsichtsrats zu geben, die nicht unter Absatz 1 fallen, so setzt er sich
zuvor mit dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats ins Benehmen.

§12
Vergütung

(1) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats erhält eine Vergütung, deren Höhe von der
Hauptversammlung festgelegt wird. Gehört ein Mitglied dem Aufsichtsrat nur
einen Teil des Geschäftsjahres an, bestimmt sich die Vergütung pro rata
temporis.

(2) Darüber hinaus erhalten die Mitglieder des Aufsichtsrats Ersatz ihrer Auslagen
sowie des eventuell auf die Aufsichtsratsvergütung entfallenden
Mehrwertsteuerbetrage? soweit sie berechtigt sind, der Gesellschaft die
Umsatzsteuer gesondert in Rechnung zu stellen und dieses Recht ausüben .
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1)

v.
Die Hauptversammlung

§13
Ort und Einberufung

Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft oder einer deutschen
Universitätsstadt statt.

2) Sie wird durch den Vorstand einberufen.

3) Die Hauptversammlung ist mindestens 30 Tage vor dem Tag, bis zu dessen
Ablauf sich die Aktionäre zur Hauptversammlung anzumelden haben,
einzuberufen.

4) Die Hauptversammlung kann nach Entscheidung des Vorstands auszugsweise
oder vollständig in Bild und Ton übertragen werden. Die Übertragung kann auch
in einer Form erfolgen, zu der die Öffentlichkeit Zugang hat.

5) Der Vorstand ist ermächtigt, in der Zeit bis zum 05. Juli 2028, die Hauptversammlung
auch als Versammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer
Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung (virtuelle Hauptversammlung)
einzuberufen sowie die Bestimmungen zum Umfang und zum Verfahren einer solchen
virtuellen Hauptversammlung zu treffen. Diese werden mit der Einberufung der
Hauptversammlung bekannt gemacht.

§14
Teilnahmerecht

1) Aktionäre sind zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des
Stimmrechts berechtigt, wenn sie sich vor der Hauptversammlung angemeldet
haben. Die Anmeldung muss der Gesellschaft oder den sonst in der Einladung
bezeichneten Stellen in Textform in deutscher oder englischer Sprache
mindestens sechs Tage vor der Hauptversammlung zugehen. In der
Einberufung kann eine kürzere in Tagen bemessene Frist vorgesehen werden.

2) Die Aktionäre müssen des Weiteren die Berechtigung zur Teilnahme an der
Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts nachweisen. Hierfür
reicht ein Nachweis des Anteilsbesitzes in Textform (§ 126b BGB) in deutscher
oder englischer Sprache durch den Letzintermediär gemäß § 67c Abs. 3 AktG
aus. Der Nachweis muss sich auf einen gemäß den gesetzlichen Vorgaben für
börsennotierte Gesellschaften in der Einladung zu bestimmenden Zeitpunkt
beziehen und der Gesellschaft oder einer der sonst in der Einladung
bezeichneten Stellen mindestens sechs Tage vor der Hauptversammlung
zugehen.

10



Stand 20. Juni 2024

3)

In der Einberufung kann eine kürzere in Tagen bemessene Frist vorgesehen
werden.

Die Regelungen gemäß vorstehend § 14 Abs. 2 dieser Satzung gelten nur
dann, wenn die Aktien der Gesellschaft girosammelverwahrt werden.

4) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre an der
Hauptversammlung auch ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne einen
Bevollmächtigten teilnehmen und sämtliche oder einzelne ihrer Rechte ganz
oder teilweise im Wege elektronischer Kommunikation ausüben können
(Online-Teilnahme). Der Vorstand ist auch ermächtigt, Bestimmungen zum
Verfahren der Online-Teilnahme zu treffen. Eine etwaige Ermöglichung der
Online-Teilnahme und die dazu getroffenen Bestimmungen sind mit der
Einberufung der Hauptversammlung bekannt zu machen.

5) Die Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats sollen an der
Hauptversammlung persönlich teilnehmen. Ist einem Aufsichtsratsmitglied die
Anwesenheit am Ort der Hauptversammlung nicht möglich, so kann es an der
Hauptversammlung auch im Wege der Bild- und Tonübertragung teilnehmen,
insbesondere im Falle der Abhaltung einer virtuellen Hauptversammlung oder
wenn das betroffene Mitglied:

a) seinen Wohnsitz außerhalb der Bundesrepublik Deutschland hat oder
b) versichert, aus persönlichen oder beruflichen Gründen verhindert zu sein.

§15
Vorsitz der

Hauptversammlung

1) Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des
Aufsichtsrates, im Falle seiner Verhinderung sein Stellvertreter, Wenn sowohl
der Vorsitzende des Aufsichtsrates als auch sein Stellvertreter verhindert sind,
wird der Versammlungsleiter durch die Hauptversammlung gewählt. Die Wahl
zum Versammlungsleiter wird vom ältesten Mitglied der Hauptversammlung
geleitet.

2) Der Vorsitzende leitet die Versammlung. Er bestimmt die Reihenfolge, in der
die Gegenstände der Tagesordnung verhandelt werden sowie die Art und
Reihenfolge der Abstimmungen.

3) Der Versammlungsleiter kann das Frage und Rederecht der Aktionäre zeitlich
angemessen beschränken; er kann insbesondere den zeitlichen Rahmen des
Versammlungsverlaufs, der Aussprache zu den Tagesordnungspunkten sowie
des einzelnen Rede-'oder Fragebeitrags angemessen festsetzen.
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§16
Beschlussfassung

1) Jede Stückaktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme.

2) Die Beschlüsse der Hauptversammlung werden, soweit nicht zwingende
gesetzliche Vorschriften entgegenstehen, mit einfacher Mehrheit der
abgegebenen Stimmen und, sofern das Gesetz außer der Stimmenmehrheit
eine Kapitalmehrheit vorschreibt, mit der einfachen Mehrheit des bei der
Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals gefasst.

3) Das Stimmrecht kann durch einen Bevollmächtigten ausgeübt werden. Für die
Vollmacht ist die schriftliche Form erforderlich und ausreichend.

4) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre ihre Stimmen, auch
ohne an der Hauptversammlung teilzunehmen, schriftlich oder im Wege
elektronischer Kommunikation abgeben dürfen (Briefwahl). Der Vorstand ist
dabei auch ermächtigt, Umfang und Verfahrender Briefwahl im Einzelnen zu
regeln. Eine etwaige Ermöglichung der Briefwahl und die dazu getroffenen
Regelungen sind mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt zu
machen.

VI.

§17
Jahresabschluss und ordentliche

Hauptversammlung

1) Der Vorstand hat in den ersten drei Monaten des Geschäftsjahres den
Jahresabschluss und den Lagebericht für das vergangene Geschäftsjahr
aufzustellen und, soweit nach Gesetz oder durch Beschluss der
Hauptversammlung erforderlich, dem Abschlussprüfer vorzulegen.
Gegebenenfalls nach Eingang des Prüfungsberichts sind der Jahresabschluss,
der Lagebericht, der Prüfungsbericht und der Vorschlag für die Verwendung
des Bilanzgewinns unverzüglich dem Aufsichtsrat vorzulegen.

2) Nach Eingang des Berichts des Aufsichtsrates über das Ergebnis seiner
Prüfung hat der Vorstand unverzüglich die ordentliche Hauptversammlung
einzuberufen, die innerhalb der ersten acht Monate eines jeden
Geschäftsjahres stattzufinden hat. Sie beschließt über die Entlastung des
Vorstandes und des Aufsichtsrates sowie über die VenA/endung des
Bilanzgewinns und wählt den Abschlussprüfer.

3) Vorstand und Aufsichtsrat sind ermächtigt, bei der Feststellung des
Jahresabschlusses den Jahresüberschuss, der nach Abzug der in die
gesetzlichen Rücklagen einzustellenden Beträge und eines Verlustvortrages
verbleibt, zum Teil oder ganz in andere Gewinnrücklagen einzustellen. Die
Einstellung eines größeren Teils als die Hälfte des Jahresüberschusses ist
nicht zulässig, soweit die anderen Gewinnrücklagen nach der Einstellung die
Hälfte des Grundkapitals übersteigen würden.
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Stand 20. Juni 2024

§18
Gründungsaufwand

Die Gesellschaft trägt die Kosten des Formwechsels in die Rechtsform der
Aktiengesellschaft und der Gründung (wie Notariatskosten,
Gründungsprüfungskosten, Veröffentlichungskosten etc.) bis zur Höhe von
DM 50.000.
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Bescheinigung
gemäß §181 AktG

Ich bescheinige hiermit, dass der vorstehende Satzungswortlaut vollständig ist und, dass
die in der vorstehenden Satzung geänderten Bestimmungen mit dem am 20.Juni 2024 zu
meiner UVZ-Nr. WA 349/2023 gefassten Beschluss über die Änderung der Satzung und
die unveränderten Bestimmungen mit dem zuletzt zum Handelsregister eingereichten
vollständigen Wortlaut der Satzung übereinstimmen.

Berlin, den 20. Juni 2024

^,
W/gner
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Hiermit beglaubige ich die Übereinstimmung der in dieser Datei enthaltenen Bilddaten (Abschrift) 

mit dem mir vorliegenden Papierdokument (Urschrift).

Berlin, den 24.06.2024

Christoph Wagner, Notar


